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Vorbemerkung 
 
Als Technologieverband setzt sich der VDMA für die Stärkung und den Erhalt von 
Spitzentechnologien in Deutschland ein.  
 
VDMA Power Systems und seine Arbeitsgemeinschaften vertreten die Hersteller und 
Zulieferer von Strom- und Wärmeerzeugungsanlagen. Dazu zählen Motorenanlagen, 
Thermische Turbinen und Kraftwerke, Wasserkraft- und Windenergieanlagen (WEA), 
Speicher- und Sektorkopplungstechnologien sowie Netztechnik. Die VDMA 
Arbeitsgemeinschaft Windindustrie vertritt darüber hinaus die Breite der herstellenden 
Windenergiezulieferindustrie.  
 
 
Stellungnahme zum Vorschlag im Allgemeinen 
 
Den im VDMA vertretenen Mitgliedern ist die Herausforderung des Großraum- und 
Schwertransports (GST) bewusst. Wir begrüßen, dass das Bundesministerium für 
Digitalisierung und Verkehr der Bundesrepublik Deutschland sich der Frage annimmt, wie die 
Vorraussetzung für einen schnellen und reibungslosen GST geschaffen werden können.  
 
Wir begrüßen daher die geplanten Änderungen zur Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung. 
Diese gehen in die richtige Richtung und finden in vielen Teilen unsere volle 
Unterstützung. In Teilen sind die im Entwurf dargestellten Änderungen aus Sicht des 
VDMA aber zu unkonkret. Auch könnten einzelne Änderungen noch ambitionierter 
ausgestaltet werden. 
 
Von Seiten des VDMA würden wir darüberhinaus begrüßen, wenn die VwV StVO künftig 
regelmäßig auf ihre Zweckmäßigkeit überprüft würde, um Entwicklungen, die künftig weitere 
Vereinfachungen und Beschleunigung des Verfahrens ermöglichen könnten, zeitnah 
einarbeiten und umsetzen zu können, um dauerhaft ein praktikables Regelwerk auf dem 
aktuellen Stand zu erhalten. 
 
In der folgenden Stellungnahme gehen wir auf die Anpassungs- und Klärungsbedarfe weiter 
ein. 
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Stellungnahme zum Entwurf im Einzelnen 
 
Der VDMA nimmt zu ausgewählten Punkten aus dem Referentenentwurf wie folgt Stellung: 
 
Änderungen zur VwV StVO 
 
Artikel 1, Ziffer 1, Einfügung neue Rn. 90a: 
 
 „90a e) Mitnahme teilbarer Ladung bei Leerfahrten, soweit Gesamtmasse und Achslasten 
die nach § 34 StVZO zulässigen Werte nicht überschreiten.“ 
 
Vorschlag: 
 
„90a e) Mitnahme teilbarer Ladung soweit Gesamtmasse und Achslasten die nach § 34 
StVZO zulässigen Werte nicht überschreiten.“ 
 
Begründung: 

Eine reine Beschränkung auf Leerfahrten greift aus Sicht des VDMA zu kurz. Hier muss aus 
Sicht des VDMA die Mitnahme von teilbarer Ladung auch möglich sein, wenn diese im 
Rahmen des beantragten Großraum- und Schwertransport Verwendung findet. Beispiele 
sind hier Ausrüstungen für Landmaschinen und/ oder Baumaschinen, die nicht fest mit der 
Maschine verbunden, deren Maschine selbst aber einen GST darstellt. Häufig liegen die 
Gewichte solcher Maschinen deutlich unterhalb von 40 t und die Genehmigung ist der Breite 
und/ oder Höhe der Maschine geschuldet. Dem muss bei der Genehmigung Rechnung 
getragen werden. 
 
Artikel 1, Ziffer 2, lit. a), Einfügung neue Nr. 1, Rn. 93a  
 
„93a 1. Hinweise der Erlaubnisbehörde: 
Der Antragsteller ist darauf hinzuweisen, dass die Bearbeitung der Anträge in der Regel zwei 
Wochen ab Vorliegen eines vollständigen und fehlerfreien Antrages erfordert und bei 
statischer Nachrechnung von Brückenbauwerken sowie bei aus anderen Gründen besonders 
aufwändigen Verfahren eine längere Bearbeitungsdauer erforderlich sein kann. Auf die 
Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit eines Antrags hat die Behörde unverzüglich, 
mindestens aber innerhalb der Frist nach Satz 1 hinzuweisen.“ 
 
Vorschlag: 
 
„93a 1. Hinweise der Erlaubnisbehörde: 
Unter Berücksichtigung dessen, dass bei statischer Nachrechnung von Brückenbauwerken 
sowie bei aus anderen Gründen besonders aufwändigen Verfahren eine längere 
Bearbeitungsdauer erforderlich sein kann, hat die die Genehmigungsbehörde nach Eingang 
des Antrags und der Unterlagen unverzüglich innerhalb von zwei Wochen den Antrag zu 
bearbeiten. Unterlagen sind vollständig, wenn die Unterlagen in einer Weise prüffähig sind, 
dass sie sich zu allen rechtlich relevanten Aspekten des Vorhabens verhalten, und die 
Behörde in die Lage versetzen, den Antrag unter Berücksichtigung dieser Vorgaben näher 
zu prüfen. Fachliche Einwände und Nachfragen stehen der Vollständigkeit nicht entgegen, 
sofern die betreffende Unterlage eine fachliche Prüfung überhaupt ermöglicht 
Sind der Antrag oder die Unterlagen nicht vollständig, so hat die Genehmigungsbehörde den 
Antragsteller unverzüglich aufzufordern, den Antrag oder die Unterlagen innerhalb einer 
angemessenen Frist zu ergänzen. Die Vorgaben gelten auch für Verfahren zur 
Sondernutzung Straßenbaulastträger und zur Verkehrsrechtlichen Anordnung 
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Begründung: 

Wir begrüßen die Wiederaufnahme eines Richtwerts für die Dauer der 
Antragsbearbeitung durch die Erlaubnisbehörden. Da es sich hierbei jedoch schon dem 
Wortlaut („in der Regel“) nach lediglich um einen Richtwert handelt, ist zweifelhaft, ob allein 
dadurch eine Verfahrensbeschleunigung zu erwarten ist. Wichtig ist auch, dass Anträge nicht 
allein deshalb blockiert oder abgewiesen werden, weil Unterlagen fehlen oder diese nicht 
vollständig vorliegen. Hier muss die Behörde den Antragsteller unverzüglich über die 
fehlenden Unterlagen informieren und diesem die Zeit geben, diese nachzureichen. Rein 
fachliche oder informative Nachfragen, welche aus Sicht der Behörde notwendig sind, dürfen 
hierbei der Vollständigkeit der Unterlagen nicht entgegen stehen. 
Da es sich bei einem Transport immer um ein Zusammenspiel unterschiedlicher 
Genehmigungen handelt, ist es wichtig, diese aufeinander abzustimmen und hier auch die 
Anforderungen an die Bearbeitung solcher Anträge zu harmonisieren. 
 
Artikel 1, Ziffer 2, lit. c), aa), Rn. 95, Nr. 3: 

Bei Erlaubnissen im anhörfreien Bereich gelten Unterschreitungen der in der Erlaubnis 
angegebenen Maße und Gewichte als mitgenehmigt.  
Im Übrigen gelten folgende Unterschreitungen als mitgenehmigt: 
− Abmessungen der Ladung von 200 cm in der Länge, 50 cm in der Breite und 25 cm in der 
Höhe unter der Bedingung, dass die Lage der lotrechten Schwerpunktsachse der Ladung in 
Bezug zum Fahrzeug bzw. zur Fahrzeugkombination nicht verändert wird. 
 
Vorschlag: 
 
Bei Erlaubnissen im anhörfreien Bereich gelten Unterschreitungen der in der Erlaubnis 
angegebenen Maße und Gewichte als mitgenehmigt.  
Im Übrigen gelten folgende Unterschreitungen als mitgenehmigt: 
− Abmessungen der Ladung von 400 cm in der Breite unter der Berücksichtigung, dass es 
zu keinem Auflagensprung kommt, 200 cm in der Länge, und 25 cm in der Höhe unter der 
Bedingung, dass die Lage der lotrechten Schwerpunktsachse der Ladung in Bezug zum 
Fahrzeug bzw. zur Fahrzeugkombination nicht verändert wird. 
 
Begründung: 

Aus Sicht des VDMA bietet sich grade bei der Ladungsbreite noch viel Potenzial welches 
genutzt werden sollte. Daher schlagen wir vor die zulässige Unterschreitung auf bis zu 400 
cm zu erweitern unter der Vorraussetzung das es bei der Unterschreitung zu keinem 
Auflagensprung kommt. 
 
 
 
Als Ansprechpartner steht Ihnen zur Verfügung: 
 

       
Referent Technik & Innovation    
VDMA Power Systems  
Tel.:+49 69 6603-       
Email: @vdma.org   
 




